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Barbara Stäbler

Die guten Neuigkeiten für Steu-
erzahlende imBaselbiet vorweg:
Obwohl sich der Kanton Basel-
land zwei Patzer geleistet hat,
dürfte er bei einer 70-Millionen-
Betreibung mit einem blauen
Auge davon kommen. Bis jetzt
hat die ganze Sache den Kanton
rund 6000Franken gekostet – für
Anwaltskosten, wie der Kanton
Baselland auf Anfrage der «Bas-
ler Zeitung» schreibt.

Doch der Reihe nach. Ein
Mann wirft dem Kanton Basel-
land «massiveAmtspflichtverlet-
zungen,VeräusserungenvonPri-
vateigentum (Hehlerei), Urkun-
denfälschung, Diebstahl, Raub
und vieles mehr» vor, wie aus
einemBundesgerichtsurteil her-
vorgeht. Daher fordert er rund
70 Millionen Franken vom Kan-
ton. ImNovember 2021 leitete er
schliesslich ein Betreibungsver-
fahren gegen den Kanton ein.

Wer dieser Mann ist und was
an den Vorwürfen dran ist, tut
hier nichts zur Sache. Denn hier
geht es um die Patzer, die dem
Kanton Baselland in dieser Ge-
schichte unterlaufen sind.

Rechtsvorschlag per E-Mail
So nahmen die Dinge ihren Lauf:
Am 10.Dezember 2021 erhielt die
Landeskanzlei Baselland einen
Zahlungsbefehl.Wie jede Privat-
person hat in einem derartigen
Fall auch der Kanton zehn Tage
Zeit, sich dagegen zuwehren – in
Form eines Rechtsvorschlags an
das Betreibungsamt, wie das im
Fachjargon heisst.

Laut Gesetz kann ein Rechts-
vorschlagmündlich oder schrift-
lich erfolgen. Doch Experten ra-
ten, dies mit einem eingeschrie-
benen Brief zu tun, um – falls
nötig – einen Beweis in derHand
zu halten, dassman alles korrekt
gemacht hat. Der Kanton erhob
via Mail Rechtsvorschlag.

Mit Verweis auf das geltende
Gesetz schreibt die Sicherheits
direktion auf Anfrage der BaZ,
es sei mit dem Betreibungsamt
vereinbart worden, «dass der
Rechtsvorschlag jeweils elektro-
nisch erhobenwird». Zumdama-
ligen Zeitpunkt sei man davon
ausgegangen, dass dies als Nach-
weis genüge, heisst es weiter.
Dies stellte sich jedoch als Irrtum
heraus – dazu aber später.

Im Januar 2022 bestätigte das
Betreibungsamt dem Mann, der
70MillionenvomKanton forderte,
dass es keinen Rechtsvorschlag
gegeben hat.DerMannverlangte
daherdie Fortsetzung derBetrei-
bung. Darauf hin intervenierte
derKanton beimBetreibungsamt

mit Verweis auf den Rechts
vorschlag perMail und erreichte
damit, dass die Betreibung nun
doch nicht fortgesetzt wird.

Keine Eingangsbestätigung
Das wollte sich der Mann nicht
gefallen lassen und erbeschwerte
sich bei der «Aufsichtsbehörde
Schuldbetreibung und Konkurs»
des Kantons Baselland.Als ervon
dieser Behörde eine Abfuhr er-
hielt, gelangte er schliesslich an
das Bundesgericht.

Die Richterinnen und Richter
in Lausanne gaben imMärz 2023
dem Mann teilweise recht und
wiesen die Angelegenheit «zur
weiteren Beurteilung» an die
Aufsichtsbehörde zurück,wie es

im Urteil heisst. Zwar sei ein
Rechtsvorschlag per Mail rech-
tens, schrieb das Bundesgericht,
doch bestünden hier «erhebliche
Beweisrisiken» angesichts der
«mangelndenZuverlässigkeit des
elektronischen Verkehrs».

Daher sei der Absender «ge-
halten, vom Empfänger eine
Empfangsbestätigung zuverlan-
gen», heisst es weiter. Doch eine
solche Bestätigung hat der Kan-
ton Baselland vom Betreibungs-
amt nie erhalten.

DemBundesgericht schien die
70-Millionen-Forderung jedoch
fragwürdig. Es sei daher zu klä-
ren, so das Bundesgericht in sei-
nem Urteil, ob es sich hier nicht
um «einen völlig übersetzten

Fantasiebetrag» handle, der «die
Betreibung augenfällig als reine
Schikane erscheinen lässt». Der
KantonBaselland solle daherprü-
fen, ob die «Betreibung allenfalls
rechtsmissbräuchlich und damit
nichtig ist», forderten die Lausan-
ner Richter den Kanton auf.

Die Aufsichtsbehörde, an die
das Bundesgericht den Fall zu-
rückwies, forderte deshalb die
beiden Parteien auf, sich inner-
halb von zehn Tagen zu einer
allfälligenMissbräuchlichkeit zu
äussern.Während derMann dies
tat, verpasste das Generalsekre-
tariat der Sicherheitsdirektion
die Frist.

Das Generalsekretariat bat die
Aufsichtsbehörde, die Frist zu

verlängern, was die Behörde je-
doch ablehnte. Als Folge davon
erhielt derKantonBaselland eine
Pfändungsankündigung für den
Freitag, 17. November 2023.

Es handle sich hier «um eine
unglückliche Verknüpfung von
Versäumnissen und Zufällen»,
bedauert die Sicherheitsdirektion
die verpasste Frist. Seither seien
die Abläufe «kritisch überprüft»
worden. Man habe mit Anpas-
sungen nun sichergestellt, «dass
sich ein solcherVorfall nichtwie-
derholen kann».

Ende gut, alles gut?
Bis heute wurde jedoch nichts
gepfändet, denn der Kanton
Baselland verfügte trotz Pfän-
dungsankündigung noch über
Rechtsmittel. So reichte er bei
der zuständigen Abteilung beim
Kantonsgericht «eine negative
Feststellungsklage» ein, wie die
Sicherheitsdirektion schreibt.

Ausserdem habe man bei der
Aufsichtsbehörde «eine Nich
tigkeitsbeschwerde gegen die
Pfändungsverfügung des Betrei-
bungsamtes eingereicht».

Die Aufsichtsbehörde hiess
schliesslich im Januar die Be-
schwerde des Kantons Baselland
vollumfänglich gut und stellte
fest, dass die Betreibung über ei-
nen Betragvon rund 70Millionen
Franken «offensichtlich rechts-
missbräuchlich und damit nich-
tig ist»,wie die Sicherheitsdirek-
tion ergänzt. Der Kanton scheint
also aus dem Schneider zu sein
und muss keine 70 Millionen
Franken bezahlen.

Ende gut, alles gut?Nein, noch
ist die Geschichte nicht aus
gestanden. Der Entscheid der
Aufsichtsbehörde «wurde vom
Betreiber angefochten, das Ver-
fahren ist derzeit vor dem
Bundesgericht hängig», lässt die
Sicherheitsdirektion die «Basler
Zeitung» wissen. Fortsetzung
folgt also in diesembizarren Fall.

Mann betreibt Kanton Baselland
auf 70Millionen Franken
6000 Franken Anwaltskosten Zwei Patzer: Zuerst konnte der Kanton nicht beweisen, dass er sich gegen die Betreibung gewehrt hat,
dann verpasste er eine Frist.

In Basel, der Stadt imDreiländer-
eck, hat die SVPamSamstag ihre
Volksinitiative «Asylmissbrauch
stoppen», kurz Grenzschutzini-
tiative, lanciert. Konkret fordert
die Partei, die Anzahl bewilligter
Asylgesuche bei 5000 zu deckeln
und systematischeGrenzkontrol-
lenwieder einzuführen.Auch soll
der Status «vorläufigAufgenom-
mene» abgeschafft werden, und
Gesuche vonAsylsuchenden, die
über Drittstaaten in die Schweiz
einreisen, sollen nicht mehr ak-
zeptiert werden.

DerSVP-Sonderparteitag fand
im Messe-und-Congress-Center
Basel statt – nur gerade einen
Kilometer von Bundesrat Beat
Jans’Wohnort entfernt. Jans, der
gerade erst in Tunesien war, um
sicherzustellen, dass die Zusam-
menarbeit im Asylbereich zwi-
schen der Schweiz undTunesien
weiter funktioniert,wurde heftig
kritisiert. Nationalrat Pascal
Schmid (TG), Dossier-Verant-
wortlicher «Migration undAsyl»

der SVP-Schweiz, kritisierte den
Vorsteher des eidgenössischen
Justiz- und Polizeidepartements.
«SeineAnkündigungen tönengut
– aber meint er es auch so?»,
fragte Schmid die SVP-Delegier-
ten im Saal und gab gleich selber
dieAntwort: «Seine 24-Stunden-
Verfahren sind ein Marketing-
Gag.»

Hierbei handelt es sich um
Schnellverfahren fürAsylsuchen-
de aus Maghreb-Staaten. Bun-
desrat Jans setzt grosseHoffnung
in dieseVerfahren,die zwardeut-
lich schneller gehen als die «nor-
malen»Verfahren, aber trotzdem
länger dauern als 24 Stunden.

Basel ist die kriminellste
Stadt der Schweiz
Basel ist aber nicht nur wegen
Jans’ Wohnort clever gewählt,
denn die Stadt gilt aktuell als die
kriminellste Stadt der Schweiz.
«Es ist kein Zufall, dass wir die
Grenzschutzinitiative in Basel
lancieren», sagte PascalMesserli,

Präsident der SVP Basel-Stadt.
Die Stadt werde immer krimi
neller. Tatsächlich ist in letzter
Zeit die Zahl an Delikten, verübt
durch junge Männer aus dem
Maghreb, in derRegion gestiegen.
Grund dafür dürfte sein, dass
sie kaum Chancen auf Asyl und

daherkeineNachteile zu befürch-
ten haben.

SVP-Parteipräsident und Na-
tionalrat Marcel Dettling (SZ)
meinte, da Bundesrat Jans aus
Basel komme, «müsste er eigent-
lichwissen,was los ist». Ermüs-
se ja nur die Augen aufmachen.

Etwas differenzierte Töne
schlug der ehemalige Direktor
des Bundesamtes für Zoll und
Grenzsicherheit (BAZG), Christi-
an Bock, an.

Er sprach sich in seiner Rede
zwar ebenfalls für Kontrollen an
der SchweizerGrenze aus,mach-
te aber gleichzeitig deutlich, dass
diese nur ein Element sind, «um
die irreguläre Migration in den
Griff zu bekommen». Denn es
sei unmöglich, jede Ein- und
Ausreise zu kontrollieren. Das
«viel herbeigesehnte Allerheil-
mittel» gebe es nicht.

Bock, der als Zolldirektorwe-
gen seiner Verwaltungsreform
sehr umstritten war, sieht das
Grundproblemdarin, «dassWeg-

weisungen in die Nachbarstaa-
ten nicht funktionieren». Italien
etwa hatte imDezember2022 die
erleichterteRückübernahmeaus-
gesetzt, obwohl das LandAsylsu-
chende, die zuerst italienischen
Boden betreten haben und dann
weitergereist sind, eigentlich zu-
rücknehmen müsste. So sieht es
das Dublin-Abkommen vor.

Es brauche daher verschiede-
ne, kombinierte Massnahmen,
sagte Bock weiter. Welche das
sein könnten, liess der Ex-Direk-
tor jedoch offen. Eswar der erste
Auftritt Bocks an einem Partei-
tag der SVP. Gegenüber dieser
Zeitungwollte er nicht sagen, ob
er selbst SVP-Mitglied sei oder
nicht. «Das tut nichts zur Sache»,
meinte er.

Kündigung von Schengen-
und Dublin-Abkommen
«Holenwir uns unsere Kontrolle
wieder zurück», forderte Natio-
nalrat Schmid.OhneGegenstim-
mewurde schliesslich die Volks-

initiative von den Delegierten in
Basel angenommen. Vor dem
Tagungszentrum demonstrier-
ten derweil eine Handvoll Män-
ner und Frauen mit Transpa
renten und Trillerpfeife gegen
die SVP.

Laut Nationalrat und Frak
tionschef Thomas Aeschi (ZH),
Vater dieser Initiative,wird deren
Text morgen im Bundesblatt
veröffentlicht. Ab dann kann die
Partei damit beginnen, Unter-
schriften zu sammeln.

Würde die Initiative dereinst
vom Volk angenommen und
wortgetreu umgesetzt, hätte das
in letzterKonsequenz die Kündi-
gung der Schengen- undDublin-
Abkommen zurFolge.Das nimmt
die SVP bewusst in Kauf. «Mit
demSchengenerAbkommenha-
ben wir die Sicherheit in fremde
Hände gelegt», sagte Dettling.
«Wir müssen das Zepter wieder
in die Hand nehmen.»

Barbara Stäbler

SVP-Delegierte lancieren Grenzschutzinitiative in Basel
Parteitag Die SVP will die Anzahl bewilligter Asylgesuche deckeln und wieder Kontrollen an den Grenzen einführen.

Im März 2023 hat das Bundesgericht in Lausanne gegen den Kanton Baselland entschieden. Foto: Jean-Christophe Bott (Keystone)

«Mit dem
Schengener
Abkommen haben
wir die Sicherheit
in fremdeHände
gelegt.»

Marcel Dettling
SVP-Parteipräsident
und Nationalrat (SZ)
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Julia Konstantinidis

Rahel, Debora und Noah sind
jüdisch und studieren an derUni-
versität Basel. Seit dem Terror-
anschlag der Hamas auf Israel
am 7. Oktober und dem seither
andauerndenKrieg inNahost er-
leben sie vermehrt Antisemitis-
mus. Mit der Besetzung des
Bernoullianums durch propaläs-
tinensische Gruppierungen der
Uni Basel vor zwei Wochen hat
dieser noch einmal eine neue,
beängstigendeQualität erhalten.
Auch deshalb möchten zwei von
ihnen lieber anonym bleiben.

«Warum tötet ihr kleine Kin-
der?» Diese Frage hat die Basle-
rin Rahel (Namegeändert) schon
gehört, als sie selbst noch ein
Kindwar.Auch andere antisemi-
tische Vorfälle gibt es im Leben
der 25-Jährigen seit je. Etwa
Hakenkreuze auf ihrem Platz in
der Schule. Debora hat erlebt,
dass von jüdischenKindern Kari-
katuren gemalt wurdenmit spe-
ziell grossen Nasen. «Jeder von
uns hat schon mit klassischem
Antisemitismus zu tun gehabt»,
sagt Noah (Name geändert). Der
Studierende der Uni Basel wur-
de bereits als Drittklässler ge-
fragt, «was wir dort in Palästina
machen».

So zynisch es klingt: Die drei
Studierenden an der Philoso-
phisch-Historischen Fakultät der
Uni Basel haben mit solchen An-
feindungen leben gelernt. Sie sind
alle in der Schweiz aufgewachsen
und im Besitz eines Schweizer
Passes. Sie üben ihre Religion
unterschiedlich intensiv aus, und
ihre Verbindung zu Israel ist
unterschiedlich stark ausgeprägt.
Alle drei stehen der israelischen
Politik kritisch gegenüber.

Was sie seit dem 7.Oktober an
der Uni und in ihrem persönli-
chen Umfeld erlebten, besitze
aber eine neueQualität und habe
«zu einemVertrauensverlust» ge-
führt, sagt Rahel.DieAngriffe auf
sie, sowohl persönlich als auch
aufgrund ihrerReligionszugehö-
rigkeit, seien deutlich «giftiger»
geworden. Und das aus Kreisen,
in denen sie selberverkehrt: links
und «aware» – also bedacht
darauf, niemanden aufgrund sei-
ner Religion, der Hautfarbe, der
sexuellen Orientierung oder der
Herkunft zu diskriminieren. «Für
Jüdinnen und Juden scheint dies
nur bedingt zu gelten», stellt sie
nüchtern fest.Derplötzlich sicht-
bare Antisemitismus in ihrer
«linken Bubble» enttäusche sie.

Beängstigender
Generalverdacht
Vor allem einige Aussagen und
Aktionen verstören und führen
bei den Studierenden zu Unsi-
cherheit. Ein Leitspruch, der
nicht erst von den Besetzenden
im Bernoullianum verwendet
werde, ist «Globalise the Intifa-
da». Der Begriff Intifada wird in
der breiten Öffentlichkeit mit
einer Serie von gewaltvollen
Aktionen gegen die israelische
Zivilbevölkerung in den 80er-
Jahren und frühen Zweitausen-
dern verbunden.

«Müssenwir jetzt damit rech-
nen, dass ein Molotowcocktail

auf die Basler Synagogen oder
die Uni fliegt?», fragen sie bitter.

Am Tag der Räumung des
Bernoullianums –vor rund zehn
Tagen – hätten die Besetzer zu-
dem für Leila Khaled geworben.
Khaled ist ein führendesMitglied
der Volksfront zur Befreiung
Palästinas (PFLP) und verant-
wortlich für Flugzeugentführ-
ungen. «Wenn die Aktivisten,
die jeglichenAntisemitismus be-
streiten, Terroristen und Gewalt
an Juden und Jüdinnen feiern,
was bleibt mir denn anderes üb-
rig, als alle unterGeneralverdacht
zu stellen?», fragt sich Noah.

Es sei eben genau, wie es die
Besetzenden selbst sagten: Man
betrachte sie als «guiltyuntil pro-
ven innocent» – also schuldig, bis
die Unschuld bewiesen sei. Die
Studierenden sähen gern diffe-
renzierteMeinungen,die an einer
Universität selbstverständlich le-

gitim seien. So aber herrsche ein
beängstigenderGeneralverdacht,
auchwenn die drei keine direkte
Angst vor Gewalt der Aktivisten
haben. Sie verstehen denWunsch
derDemonstrierendennach Frie-
den und einemEnde des Krieges.
Auch Rahel wünscht sich einen
nachhaltigen Frieden. «Niemand
möchteMenschen sterben sehen.
Jedoch ist es deplatziert und ge-
waltvoll, uns für die israelische
Politik oder den Krieg persönlich
verantwortlich zu machen.»

Laut Debora ist die israelische
Politik in gewissen Punkten zu
verurteilen. «Aber man muss
alles kritisieren, auch dieHamas.
Es ist schrecklich,wennunschul-
dige Menschen sterben. Es ist
jedoch zynisch, wenn man sich
nur mit den Opfern der einen
Seite solidarisiert und dabei die
Opferder anderen Seite komplett
ignoriert.» Beide Frauen erleben

derzeit allerdings in ihrem Um-
feld, dass sachlicheDiskussionen
mit vielen ihrer Kommilitonen
undKommilitoninnen schwierig
sind.DasThema sei extremkom-
plex, doch vor allem auf Social-
Media-Kanälen werde einseitig
kommentiert und gepostet.

Echte Gesprächsbereitschaft
vermissen die drei Studierenden.
Debora ging anfänglich auf Per-
sonen zu, deren Posts sie auf
Instagram sah, doch unterdessen
reagiert die 25-Jährige nichtmehr
auf Beiträge, es führe zu nichts.

«Mir wird erklärt, was
ich zu denken habe»
Noah vermisst im universitären
Umfeld, in dem er sich bewegt,
die Bereitschaft, die aktuellen
Vorgänge in Israel undGaza fun-
diert zu reflektieren. «Manche
einst beliebte Social-Media-Platt-
formen und -Profile haben sich

als unreflektiertes Sprachrohr
radikaler Meinungen entpuppt,
die den 7. Oktober und seine Fol-
gen nie erwähnt haben und zu-
weilen sogar die Hamas verherr-
lichen. So vielen Personenwie in
letzter Zeit bin ich noch nie ent-
folgt», sagt der 22-Jährige. Rahel
vermisst ein wissenschaftliches
Herangehen ans Thema, das sie
besonders in Studierendenkrei-
senerwartenwürde:«Studierende
informieren und bestärken sich
über ebensolche Social-Media-
Kanäle, obwohl Studierenden klar
seinmuss, dass dasweder sichere
Quellen sind noch derOrt für eine
wissenschaftliche Diskussion.»

Dem erwähnten Generalver-
dacht,von demdie drei jüdischen
Studierenden aufgrund ihres
Judentums berichten, sind auch
Studierende am Zentrum für
Jüdische Studien ausgesetzt –
egal welcher Religion sie ange-
hören. Er sei schon gefragt wor-
den, ob «bei uns alle Zionisten
sind», sagt etwaOli (Name geän-
dert), der seinen Bachelor am
Zentrum macht. Seit dem 7. Ok-
tober erzähle er niemandem
mehr, was er studiere.

Genausomacht es seine Kom-
militonin Linda (Namegeändert):
«Wenn ich mein Studienfach er-
wähne, wird mir eine Meinung
zugeschrieben, die ich gar nicht
habe. Gewisse Äusserungenma-
che ich nichtmehr,weil ichAngst
habe, falsch verstanden zu wer-
den.» Sie versuche zwar, sichmit
Aktivistinnen auf Diskussionen
einzulassen, «aber ich komme
nicht zu Wort. Mir wird erklärt,
was ich zu denken habe.»

Hoffnung auf Abkühlung
der Stimmung
In der aufgeheizten Stimmung,
die derzeit herrsche, fühlten sich
viele Studierende am Zentrum
bedroht, sagt Laura, die sich als
Co-Leiterin in der Fachgruppe
Jüdische Studien engagiert. Die
Gruppe hatte amTagnach derBe-
setzung des Bernoullianums ein
Statement mit entsprechendem
Inhalt verschickt.

«Ich sitze seit Monaten mit
Leuten im selben Seminar, die
nun zu Demos und Besetzungen
aufrufen», sagt Oli. Erwisse dar-
um nicht mehr,mit wem er noch
offen reden könne.

Sowohl die Studierenden am
Zentrum für Jüdische Studien als
auch die drei jüdischen Studie-
renden anderer Fachrichtungen,
mit denen diese Zeitung gespro-
chen hat, hoffen auf eineAbküh-
lung der derzeitigen Stimmung
an der Uni. Es ist jedoch mehr
Zweckoptimismus als echte
Überzeugung, wenn Noah sagt:
«Ich vertraue auf die Vernunft
meinerMitmenschen»,undRahel
abwägt, dass es «nicht das erste
Mal ist, dass die Stimmung gegen
das Judentumumschlägt.Aber ich
bin erst 25 und kann nicht ein-
fach akzeptieren, dass dieser
Konflikt unlösbar ist.»

Debora ist sich mittlerweile
unsicher, ob Hoffnung auf ein
gutes Ende besteht. «Ich bin
erschrocken, dass der Antisemi-
tismus nun auch aus anderen
Kreisen kommt.Manwird damit
leben müssen.»

Plötzlich ist der eigene
Freundeskreis antisemitisch
Anfeindungen nehmen zu Drei jüdische Studierende der Universität Basel reden offen über Judenfeindlichkeit, die sie im Alltag erleben.

Haben gelernt, mit antisemitischen Anfeindungen zu leben: Debora (Mitte) und zwei Mitstudierende. Foto: Pino Covino

«Es ist zynisch,
wennman sich
nurmit den
Opfern der
einen Seite
solidarisiert.»
Debora, Studentin
an der Universität Basel


